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Diplomatische Anerkennung
als Lockung

Modkau für Aufnahme der Beziehungen zur Bundesrepublik
Aber Ablehnung der Pariser Verträge Bedingung

M o s k a u (UP). Die Sowjetunion hat am Sonnabend angeboten, normale Beziehungen zur Deutschen
Bundesrepublik aufzunehmen, wenn die Pariser Abkommen nicht ratifiziert werden. Das Angebot ist in
einer sieben Seiten langen Erklärung des sowjetischen Außenministeriums zur Deutschlandfrage ent-
halten, die am Sonnabendabend in einer Pressekonferenz veröffentlicht wurde.

In der Erklärung heißt es, daß Viermächtebesprechungen notwendig seien. Sollten die Pariser Abkommen
jedoch ratifiziert werden, so seien Verhandlungen zwecklos und deshalb „unmöglich". Das deutsche Volk,
so wird erklärt, müsse selbst „zwischen der Wiedervereinigung des geteilten Landes oder der Remili-
tarisierung der westlichen Hälfte" wählen. Die Sowjetunion habe gute Beziehungen zur „Deutschen Demo-
kratischen Republik". Sie sei bereit, auch zur deutschen Bundesrepublik normale Beziehungen aufzu-
nehmen.

„Durch die Ratifizierung der Pariser Abkommen", heißt es wörtlich weiter, „würde eine neue Situation
entstehen, die sich die Sowjetunion zunutze machen würde, nicht nur um die freundschaftlichen Bezie-
hungen zu der Deutschen Demokratischen Republik zu intensivieren, sondern um auch zur Stärkung von
Frieden und Sicherheit in Europa durch gemeinsame Bemühungen aller friedliebenden europäischen
Staaten beizutragen."

Der wichtigste und dringendste Faktor für die Lösung des
deutschen Problems sei die Wiedervereinigung. Zu diesem
Zwecke seien Verhandlungen zwischen den Vereinigten
Staaten, Großbritannien, Frankreich und der Sowjet-
union über die Wiederherstellung der deutschen Einheit
auf der Grundlage freier, gesamtdeutscher Wahlen not-
wendig. Bei diesen Wahlen müßten die „demokratischen
Rechte." der deutschen Bürger garantiert werden. Das ent-
sprechende Wahlgesetz müsse unter Berücksichtigung der
m dqr „Deutschen Demokratischen Republik" und der
deutschen, BundesrepubUkgeltenden Wahlgesetze atis-
gearbeitet werden. Es müsse allen Wählern den freien
Willensausdruck und.,„allen-demokritischen Parteien und
Organisationen" einen unbehinderten Wahlkampf in ganz
Deutschland garantieren. Ebenso müsse volle • Freiheit
bei der Nominierung von Kandidaten und der Vorlage von
Wahllisten herrschen.

P a n a m a C i t y (UP). Die durch die Ermordung des
panamaischen Staatspräsidenten Remön und durch die
Kämpfe in Costa Rica entstandene Krise in dem strategisch
wichtigen Teil Mittelamerikas hat sich am Sonnabend
weiter verschärft! Die Nationalversammlung von Panama
hat in einer Sondersitzung die Verhaftung des Präsidenten
Guizado angeordnet. Gegen ihn soll Anklage erhoben
werden, weil er in dem dringenden Verdacht steht, an der
Ermordung seines Amtsvorgängers Remön mitschuldig
zu sein.

Von der Nationalversammlung wurde dieser Beschluß
gefaßt, nachdem ihr Vernehmungsprotokolle vorgelegt
worden waren, die besagen, daß Guizado von dem Atten-
tat auf Remön gewußt habe. Die belastende Aussage
stammt von einem verhafteten Rechtsanwalt, der am Frei-
tag ein Geständnis abgelegt hat.

Die Verhaftung des Präsidenten hat die Sorgen ver-
größert, die seit der Ermordung Remöns um den für die
Vereinigten Staaten wichtigen Panamakanal entstanden
sind. Remön hatte ein für Panama günstiges Abkommen
Über die Kanalzone unterzeichnet, das auch in Washington
Befriedigung hervorrief, weil es zu einer Beruhigung der
läge beigetragen hatte.

Washington (dpa/Reuter). Der Rat der Organisation
amerikanischer Staaten hat den Angriff auf Costa Rica
verurteilt und Nicaragua aufgefordert, energischer dafür
zu sorgen, daß kein Kriegsmaterial mehr an die Auf-
ständischen geliefert wird. Dem Rat lag der Bericht des
von der Organisation der amerikanischen Staaten ein-

WASHINGTON. Wenn der Bericht über die Absicht der
Sowjetunion, ihre Atomforschungs-Kenntnisse mit ande-
ren Nationen zu teilen, wahr sei, sagte der Vorsitzende der
amerikanischen Atomenergie-Kommission, Strauss, dann
könnte das vielleicht zu einer Verwirklichung des Atom-
Friedensplanes Präsident Eisenhowers führen. (dpa)

RANGUN. Nach einer achttägigen Reise durch Nord-
und Mittelburma ist der jugoslawische Staatschef Tito
in die Hauptstadt Rangun zurückgekehrt; er hat rund
1500 Kilometer zurückgelegt, um historische Stätten und
moderne Industriezentren zu besichtigen. * (dpa)

WASHINGTON. Nach Mitteilung unterrichteter Kreise
haben die Vereinigten Staaten dem UN-Generalsekretär
Hammarskjöld vorgeschlagen, einen offiziellen Beobachter
Spaniens zu den Vereinten Nationen zuzulassen. (UP)

BRUESSEL. Belgien wird voraussichtlich seinen vor kur-
zem abberufenen Botschafter in Madrid wieder nach
Spanien entsenden, nachdem die spanische Regierung in
ihrer letzten Note -versichert hatte, daß sie den ehemali-
gen Rexistenführer Degrelle ausliefern werde, wenn sie
seiner habhaft werden sollte. (dpa)

WASHINGTON. In einer stürmischen Senatssitzung,
In der er erneut gegen die Demokratische Partei die Be-
schuldigung erhob, sie habe zwanzig Jahre lang Verrat
geübt, ist dem Senator McCarthy auf Antrag seiner eige-
nen Parteifreunde das Wort entzogen worden. (UP)

gesetzten Untersuchungsausschusses vor. Der Ausschuß
berichtete, daß das Kriegsmaterial für die Aufständischen
in Costa Rica aus Nicaragua komme. Der Ausschuß ist
von dem Rat aufgefordert worden, Beobachter an alle
Plätze in Nicaragua zu senden, über die Transporte von
Kriegsmaterial nach Costa Rica geleitet werden könnten.
Ueber der Grenze von Costa Rica und Nicaragua patrouil-
lieren Flugzeuge der Vereinigten Staaten und Ecuadors.
Im Auftrage des Rates der amerikanischen Staaten sollen
sie neue Zwischenfälle an der Grenze verhindern.

Entscheidung • des Bundesarbeitsgerichts
K a s s e l (UP). Der Erste Senat des Bundesarbeits-

gerichtes in Kassel hat am Sonnabend entschieden, daß
Frauen bei gleicher Arbeit wie Männer auch den gleichen
Lohn- wie ihre männlichen Arbeitskollegen zu bean-
spruchen haben. Das Gericht stellte fest/ daß der Artikel
drei, Absatz zwei und drei der Bonner Verfassung, der
den Grundsatz der Gleichberechtigung und das Verbot
einer Benachteiligung des Geschlechtes wegen enthält,
geltende Rechtsnorm ist. Diese Rechtsnorm enthalte auch
den Grundsatz der Lohngleichheit, was sich aus der Ent-
stehungsgeschichte der Bonner Verfassung klar ergebe.

Zugleich wurde entschieden, daß dieser Gleichheits-
grundsatz auch für Tarifverträge gilt, denn diese setzten
objektive Reditsnormen voraus. Der Entscheidung des
Bundesarbeitsgerichtes lag die Klage einer Hilfsarbeiterin
zugrunde, die von 1950 bis 1953 in einem Sägewerk be-
schäftigt war und mit Wirkung vom 1. April 1951 den
Stundenlohn für Männer von 1,17 DM gefordert hatte,

Bonn (UP). Die Parteien des Bundestages haben am
Sonnabend mit der Prüfung des Ergebnisses der Konferenz
von Baden-Baden begonnen. Die ersten Reaktionen lassen
Zurückhaltung erkennen. Der FDP-Vorsitzende Dehler und
der stellvertetende SPD-Vorsitzende Mellies kritisierten
übereinstimmend die Abmachungen der beiden Regie-
rungschefs über das Saarabkommen, die sie nicht als aus-*
reichend ansehen. Dehler vertrat die Ansicht, daß auf dem
Wege zu einer Klärung der strittigen Fragen des Saar-
abkommens offensichtlichxFortschritte nicht erzielt worden
seien. Mellies, der den Verhandlungen ein Ergebnis über-
haupt abspricht, fügte hinzu, die Länge der Gespräche in
Baden-Baden lasse auf die Schwierigkeiten schließen, die
noch zu überwinden seien. Die Völksabstimmung und die
Nominierung eines Saarkommissars seien nur von zweit-
rangiger Bedeutung. Auch in der Frage einer Rüstungsr
gemeinschaft seien Fortschritte nicht erzielt worden.

Der BHE-Vorsitzende Oberländer erklärte, er hoffe, daß
die Besprechungen von Baden-Baden Möglichkeiten zu
einer deutsch-französischen Verständigung und zu einer
klaren Beurteilung des Saarstatuts eröffnet haben. Der
Vorsitzende der BHE-Bundestagsfraktion, Haasler, be-
merkte, daß in der Saarfräge offenbar nur geringe Fort-

schritte erzielt worden seien. Insoweit sei das Ergebnis
enttäuschend.

London (dpa). Diplomatische Kreise in London begrüß-
ten am Sonnabend das Ergebnis der Besprechungen zwi-
schen Adenauer und Mendes-France. Der Inhalt des
Schlußkommuniqu6s sei „äußerst ermutigend" und lasse
einen positiven Ausgang der am 17. Januar in Paris be-
ginnenden Sachverständigenkonferenz über die Rüstungs-
produktion „zumindest erhoffen". Mit einer gewissen Er-
leichterung wurde in London vor allem auf den Teil des
Kommuniques hingewiesen, der sich auf das Saarproblem
bezieht.

Mendes-France vor innenpolitischen Schwierigkeiten
Paris (UP). In politischen Kreisen der Hauptstadt wird

die Ansicht vertreten, daß der Ministerpräsident einen
„unerwarteten diplomatischen Erfolg" errungen habe. Sie
verweisen jedoch darauf, daß sich Mendes-France ernsten
innenpolitischen Schwierigkeiten gegenübersehe, die das
Schicksal seines Kabinetts bedrohten.

die erste persönliche Begegnung zögernd und abwartend
immer wieder hinausschöben. Die jetzige Begegnung in
Baden-Baden stand sichtbar unter einem anderen Stern.
Und als das Bedeutende an ihr will uns unabhängig von
allen technischen Detailfragen und vom Aufgebot eines
großen, sorgfältig vorbereiteten Mitarbeiterstabes er«
scheinen, daß hier der Nutzen deutlich wird, mit dem große
Politiker trotz divergierender Anschauungen im einzelnen
zusammenarbeiten können. Sie wissen das Prinzipielle
und also auch Gegensätzliche am ehesten in die Formen
praktischer Politik aufzulösen, weil sie die Einsicht haben,
daß über Prinzipien das letzte Urteil die Geschichte fällt.

Es läßt sich dies leicht an der Behandlung der strittigsten
Fragen, des Säarabkommens und des Planes einer euro-
päischen Rüstungsgemeinschaft, nachweisen. Es wurde erst
gar nicht versucht, das Grundsatzabkommen über die Saar
etwa zu redigieren oder zu interpretieren — was infolge
der politischen Konstellationen in beiden Ländern auch
unmöglich gewesen wäre. Dagegen war das Bestreben
beider Staatsmänner darauf gerichtet, die praktische Aus-
füllung der vertraglichen Bestimmungen dem Inkraft-
treten des Vertrages vorwegzunehmen, indem man Eini-
gung über die Person des überwachenden neutralen Kom-
missars an der Saar und über eine Kontrollkommission für
die Wahlen zu erzielen suchte. Ebenso hat man in der
Frage der Rüstungsgemeinschaft offenbar« sofort jenes
Gebiet aufgesucht, wo sich' die Zusammenarbeit der
Rüstungswirtschaften unter Beachtung spezieller natio-
naler Interessen verwirklichen läßt — wobei sich die ger
fundenen Lösungen' freilich erst nach der kommenden
Sachverständigenkonferenz in Paris beurteilen lassen.

Schwieriger mußten die allgemeinen Gespräche beurteilt
werden, sofern sie unter dem Rubrum einer „Ost-West-
Entspannung" geführt wurden, denn hier wurde das Prin-
zipielle des Verhaltens des "Westens zum Ostblock un-
mittelbar berührt. Hier sind die Hoffnungen darauf zu
setzen, daß sowohl im politischen wie im menschlichen Be-
reich Persönlichkeiten die ihnen auferlegten Grenzen ken-
nen. Man scheint sich unter dem Stichwort der „Erfüllung
der übernommenen Verpflichtungen" darauf geeinigt zu
haben, daß die Ratifizierung der Pariser Verträge unab-
hängig vom sowjetischen Störfeuer weiterzub'etreibeh sei,
und daß ein Gespräch mit den Sowjets erst nach der Rati-
fizierung stattfinden könne. Adenauer wird seinem Part-
ner deutlich gemacht haben, daß keinem deutschen Poli-
tiker zugemutet werden kann, nach Abschluß-dieser Pe-
riode ein „Bis hierher und nicht weiter", ein Verharren an
den durch Deutschland gezogenen Grenzen unter Billigung
der Großmächte hinzunehmen. Dabei ist noch nichts dar-
über gesagt, wann und wie die Wiedervereinigung statt-
finden könne.

„Es soll zu. einer geschlossenen Wolkendecke über uns kommen."
„Gott sei Dank treuen ja Vorhersaqen nicht immer ein."

In solcher Lage wie der augenblicklichen fiele, jedenfalls
im deutschen Bereich der Politik, Berlin die Aufgabe zu,
diesem internationalen Gespräch eine besondere, den
ganzen Westen stützende Note zu geben. Auch für Berlin
wäre zu wünschen, daß sich unabhängig von der tages-
politischen Konstellation unter den Berufenen eine' Per-
sönlichkeit entwickelte, die sich mit einer der Funktion
dieser Stadt gemäßen und das ganze Ansehen dieser Stadt
in die Bresche werfenden politischen Idee identifizierte.
Es ist ganz unmöglich, in diesem Zusammenhang nicht
an den großen Verlust zu erinnern, den Berlin
mit dem Tode Ernst Reuters erlitt. Wir brauchen nur
zu zitieren, was er in vielen Gesprächen immer wieder
hervorhob: „Ich habe schon 1945 gesagt, Deutschland muß
wiederbewaffnet werden oder es wird zerrieben werden."
Und jene andere von Reuters Grundauffassungen: die
Wiedervereinigung, in welcher Form auch immer sie kom-
men möge, wird so beschaffen sein müssen, daß sie auch
das so fest erscheinende Gefüge der Ostblockstaaten er-
schüttert, daß sie zumindest die kommunistische Welt dem
gleichen Risiko aussetzt wie dann vielleicht das westliche
Sidierheitsbedürfnis. Diese Formulierung, die warnend
äie Gefahr beschwört, ein wiedervereinigtes Deutschland
tonne in den Machtsog des Ostens geraten, darf nicht aus
äen deutschen Vorstellungen über die Wiedervereinigung
verschwinden. In Berlin schon gar nicht

J. B. Person und Persönlichkeit leiten sich als Begriffe
aus dem Lateinischen her, aus dem Worte „personare",
welches „hindurchtönen", hindurchdringen heißt. Der Begriff
entstammt der Welt des antiken Theaters, auf dem der
Schauspieler eine typisierende Maske trug, unter der her-
vor das aller Individualität entkleidete Wort als das Gei-
stige schlechthin zur Gemeinde der Zuschauer drang. So
ist auch, für uns heute ein Kennzeichen der Persönlichkeit
nicht sosehr die pralle Fülle großer Anlagen und bezeich-
nender Eigenheiten, die ja auch banal sein können! wir
schauen vielmehr auf den geistigen Standort, auf den alle
Handlungen und Werke bezogen sein müssen, wenn je-
mand als Persönlichkeit gelten soll.

Wenn in der gegenwärtigen Weltlage etwas mehr als
lediglich aktuelle, noch immer mit dem Risiko des Rück-
schlages behaftete Fortschritte zu Hoffnungen berechtigt,
so ist es eine Entwicklung, in der sich die gegensätzlichen
Auffassungen, um die innerhalb des Westens gerungen
wird, mehr und mehr în bedeutenden Persönlichkeiten
kristallisieren, zwischen denen in Wahrheit'der politische
Kampf geführt wird. Das ist nicht nur in Deutschland so,
wo manchem die autoritative Persönlichkeit des Kanzlers
als bedrückend erscheint In.den Vereinigten Staaten ist
diese Richtung der Entwicklung infolge der jüngst her-
gestellten politischen Kräfteverhältnisse noch deutlicher
spürbar. Präsident Eisenhower muß sich, wenn die ameri-
kanische Außenpolitik in dem Kampf der Republikaner
gegen die eine schwache Mehrheit besitzenden Demokrat
ten nicht führerlos werden soll, deutlicher und einleuch-
tender zu dem von ihm eingenommenen geistigen und
politischen Standort bekennen, und er kann dafür nur An-
erkennung finden, wenn politische Idee und Persönlichkeit
in ihm stärker identifiziert werden. Aber auch in Frank-
reich, da, wo man es am wenigsten für möglich gehalten
hätte, findet eine solche Entwicklung ihre Bestätigung.
Es war ja gerade das Ueberraschende und Wirksame-am
Auftreten von Mendes-France, daß sich hier eine bis zur
reformatorisdien Absonderlichkeit festgelegte Persönlich-
keit für eine politische Idee mit Verantwortung und —
eben — persönlichem Risiko belud.

Wie sehr dies gerade Adenauer spürte, mag man dem
anfänglichen Mißtrauen entnehmen, mit dem er seinem'
neuen französischen Kollegen gegenüberstand, wie denn
offenbar eine in diesem Falle richtige Einschätzung der
politischen Ausformung, die beide Staatsmänner vor-
weisen konnten, dazu führte, daß sie seinerzeit in London
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„Unter den gegenwärtigen Verhältnissen", so wird fest-
gestellt, „kann die Herstellung normaler Beziehungen
zwischen der Sowjetunion und der Bundesrepublik zu
gleicher Zeit zu einer Verbesserung, des beiderseitigen
Verständnisses führen und die Suche nach besseren Mög-
lichkeiten zur Lösung des deutschen Wiedervereinigungs-
problems erleichtern."

Dem deutschen Volke stehe die Wahl zwischen zwei
Wegen offen: der eine führe zur Wiedervereinigung und
zur HersteUürig formaler Beziehungen ZU' allen' europä-
ischen Nationen. Dieser Weg «chlitjßa.äber die Teilnahme.
Deutschlands an militärischen Gruppierungen aus, die sich
gegen andere Staaten richten. Er biete die besten Aussich-
ten, wenn sich Deutschland an einem kollektiven Sicher-
heitssystem in Europa beteilige. Ueber den anderen Weg
werde aber die Teilung Deutschlands verewigt und der
Militarismus wieder zum Leben erweckt.
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